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Text 

Kanzleiordnung 

§ 13. (1) Die formale Behandlung der von den Landespolizeidirektionen zu besorgenden Geschäfte ist vom 
Bundesminister für Inneres jeweils in einer einheitlichen Kanzleiordnung festzulegen. Für die 
Landespolizeidirektion Wien können, soweit dies wegen der Größe dieser Behörde erforderlich ist, 
Abweichungen von der sonst für die Landespolizeidirektionen geltenden Kanzleiordnung vorgesehen werden. 

(2) Der Bundesminister für Inneresund die Landespolizeidirektionen sind ermächtigt, sich bei der 
Wahrnehmung gesetzlich übertragener Aufgaben für die Dokumentation von Amtshandlungen und die 
Verwaltung von Dienststücken der automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bedienen. Zu diesen Zwecken 
dürfen sie Daten über natürliche und juristische Personen sowie Sachen verwenden, auf die sich der zu 
protokollierende Vorgang bezieht, wie insbesondere  Datum, Zeit und Ort, Fahrzeugdaten, Betreff und 
Aktenzeichen samt Bearbeitungs- und Ablagevermerken sowie Namen, Rolle des Betroffenen, Geschlecht, 
frühere Namen, Aliasdaten, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnanschrift und andere zur 
Erreichbarkeit des Menschen dienende Daten. Soweit es erforderlich ist, dürfen auch sensible Daten (§ 4 Z 2 
DSG 2000) sowie Daten im Sinne des § 8 Abs. 4 DSG 2000 verwendet werden. Die Auswählbarkeit von Daten 
aus der Gesamtmenge der gespeicherten Daten nur nach dem Namen und nach sensiblen Daten darf nicht 
vorgesehen sein, vielmehr ist für die Auswahl ein auf den protokollierten Sachverhalt bezogenes weiteres Datum 
anzugeben. 


